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Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Indexklauseln für Gewerbe
müssen bestimmt, klar und verständlich
sein. Belastung und Nachteile für den
Mieter sind aufzuzeigen. Sonst sind die
Klauseln unwirksam.

OLG Schleswig, Beschluss vom 5. Februar 2024,
Az. 12 U 69/23

Nur transparente Indexklauseln
sind wirksam
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DER FALL

In einem Gewerberaummietvertrag wur-
de vereinbart, den Mietzins „nach Ablauf
eines Vertragsjahres“ an den Verbrau-
cherpreisindex (VPI) entsprechend des-
sen Veränderungen anzupassen. Darauf
gestützt erklärte der Vermieter mehrere
Mieterhöhungen. Die hielt der Mieter

wegen Unwirksamkeit der Indexklausel
für unzulässig und zahlte die Miete nicht
vollständig. Nach Ansicht des Gerichts
fordert der Vermieter den rückständigen
Mietzins zu Recht vom Mieter, da die
Indexklausel hinreichend bestimmt und
damit wirksam sei.
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DIE FOLGEN

Indexklauseln müssen nach dem Be-
stimmtheitsgebot des Preisklauselgeset-
zes (PreisklG) hinreichend bestimmt sein.
In Formularverträgen müssen sie nach
demTransparenzgebot des Rechts der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen auch
klar und verständlich sein. Die Prüfungs-
maßstäbe nach dem PreisklG und dem
AGB-Recht seien identisch, meint das
OLG. Spannendwird es bei den Rechtsfol-
gen. Nach dem PreisklG sind Indexklau-
seln so lange wirksam, bis ein Verstoß
gegen das Bestimmtheitsgebot gerichtlich

rechtskräftig festgestellt ist. Im Gegensatz
dazu sind Klauseln, die gegen AGB-Recht
verstoßen, grundsätzlich von Anfang an
unwirksam. Um den Rechtsfolgen des
PreisklG Geltung zu verleihen, soll ein
Verstoß gegen das AGB-rechtliche Trans-
parenzgebot ausgeschlossen sein, wenn
bereits gegen das Bestimmtheitsgebot des
PreisklG verstoßen wurde. Damit ist die
rückwirkende Geltendmachung der Un-
wirksamkeit einer Indexklausel in diesen
Fällen ausgeschlossen.
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WAS IST ZU TUN?

Vorliegend nahm das Gericht eine Ausle-
gung der Indexklausel an, aus der sich
eine Anpassung der Miete nach Ablauf
eines jeden Jahres gemäß den prozentua-
len Veränderungen des VPI ergebe. Es
handelt sich allerdings um eine Einzelfall-
entscheidung. Es ist daher darauf zu ach-
ten, dass Indexklauseln präzise formuliert
und aus der Formulierung der Klausel
auch etwaige wirtschaftliche Nachteile
und Belastungen erkennbar werden. Zwar
dürfendieAnforderungen andie Transpa-
renz nicht überspannt werden. Es kommt
vielmehr darauf an, welches Verständnis

bei Gewerberaummietverträgen von
einem Durchschnittskunden typischer-
weise zu erwarten ist. Ist eine Indexklausel
tatsächlich unwirksam, sind bei langfris-
tigenMietverträgen über Jahre erhebliche
Mieteinbußen möglich. In der Praxis zeigt
sich, dass die Formulierung von Miet-
indexierungsklauseln komplex ist und
immer wieder zu Problemen führt. Es
empfiehlt sich, auch diese Klauseln vor
Mietvertragsabschluss genau zu prüfen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Christian Giesecke
von Lenz und Johlen

Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Unterscheidet sich
ein Urbanes Gebiet nicht erheblich von
Nutzungen eines normalen Wohngebiets,
ist es städtebaulich nicht erforderlich
und der B-Plan unwirksam.

OVG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom
27. Februar 2024, Az. 3 K 543/21

Ein Urbanes Gebiet erfordert einen
Mix an Nutzungen
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DER FALL

Eine Gemeinde an der Ostsee setzt am
Rand ihres Gemeindegebiets einen Be-
bauungsplan mit einem Urbanen Gebiet
(MU) fest. Es umfasst zwei Teilflächen: Auf
der einen (MU1) werden Beherbergungs-
betriebe, Ferienwohnungen und Tank-
stellen ausgeschlossen. Läden sind dort
nur mit einer Verkaufsfläche von bis zu
200 qm erlaubt. Entlang einer straßensei-
tigen Baulinie ist Wohnnutzung nur aus-

nahmsweise zulässig. Im Teilgebiet MU2
ist die Wohnnutzung ausgeschlossen.
Dort soll ein Parkhaus entstehen. Die
Eigentümerin eines Grundstücks reichte
eine Normenkontrollklage ein. Ihrer Mei-
nung nach liegt kein Urbanes Gebiet vor.
Der vorgesehene Nutzungsmix für das
Teilgebiet MU1 entspreche dem eines all-
gemeinen Wohngebiets.
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DIE FOLGEN

Unter Bezug auf eine konkrete Planungs-
konzeption erklärt das OVG den Bebau-
ungsplan für unwirksam. Die gesetzlichen
Vorgaben einer Nutzungsmischung seien
für MU1 nicht erfüllt. Der gewerbliche
Anteil sei zu gering, unter anderem auf-
grund der Beschränkung des Einzelhan-
dels. Die Plankonzeption geht demnach
vorrangig von Wohnnutzung aus. Bei
einer gemeinsamen Betrachtung mit dem
MU2 fehlt es nach der Planbegründung
an der notwendigen Durchmischung des
Urbanen Gebiets. Die Schaffung eines
öffentlichen Raums sei nicht erkennbar.

Nach dieser Entscheidung ist die Festset-
zung eines Urbanen Gebietes klar abzu-
grenzen von den anderen Gebieten der
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und
muss klare Vorgaben für die Zweckbe-
stimmung einhalten. Neben den drei Säu-
len der Zweckbestimmung muss die Ziel-
setzung eines Urbanen Gebiets mit erfüllt
werden. Diese setzt eine entsprechende
räumliche Lage und eine entsprechende
Struktur bzw. Größe der Kommune
voraus. In deren Planung hat sich die Ent-
wicklung des Urbanen Gebiets widerzu-
spiegeln.
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WAS IST ZU TUN?

Bei der Festsetzung eines Urbanen Ge-
biets ist darauf zu achten, dass die Nut-
zungen nicht zu sehr eingeschränkt wer-
den. Dies kann sonst dazu führen, dass es
an einer ausreichenden Abgrenzung von
den anderen Gebieten der BauNVO fehlt.
Zur Wahrung der Zweckbestimmung
muss zudem die vorgesehene Zielsetzung
des MU berücksichtigt werden. Nach die-
ser Entscheidung ist dafür Urbanität

notwendig. Sie zeichnet sich durch einen
lebendigen öffentlichen Raum und eine
ausreichende Durchmischung aus. Ins-
besondere bei der Darstellung des Pla-
nungswillens in der Begründung des
Bebauungsplans muss diese Anforderung
an das Urbane Gebiet Ausdruck finden.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Andreas Gerstmeier

von Dornbach
Quelle: Dornbach

Grundstücksrecht. Anspruch auf Ersatz
von Ausgaben vor Zustandekommen eines
Kaufvertrags besteht nur, wenn der
Vertrag an einem schwer wiegenden
Verstoß der Treuepflicht scheitert. Ein
zu niedriger Preis fällt nicht darunter.

OLG Hamm, Beschluss vom 29. November 2023,
Az. 22 U 60/23

Platzt der Kaufvertragsabschluss,,
gibt es keinen Schadenersatz
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DER FALL

Es geht um Schadenersatzansprüche auf-
grund des Scheiterns eines Grundstück-
kaufvertrags. Die Kläger wurden mit dem
Erblasser über den Verkauf eines Grund-
stücks einig. Die Beteiligten tauschten
einen notariellen Kaufvertragsentwurf
aus. Bevor es zu dem Abschluss kam,
wurde der Erblasser unter rechtliche
Betreuung gestellt. Seine Ehefrau wurde
zur Betreuerin bestellt. Später wurde ein
Kaufvertrag entsprechend den Bedingun-
gen des Entwurfs beurkundet. Für beide

Seiten trat aufgrund der Corona-Pande-
mie eine vollmachtlose Vertreterin auf.
Sowohl die Kläger als auch die Betreuerin
waren damit einverstanden. Vor der
Genehmigung durch das Betreuungsge-
richt starb der Erblasser. Seine Ehefrau
und die beiden Kindern erbten. Die Kin-
der verweigerten die Zustimmung zum
Vertrag. Die Kläger verlangen Ersatz von
Aufwendungen für Miet-, Notar- und
Finanzierungskosten.
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DIE FOLGEN

In der Berufung macht das OLG in einem
Hinweisbeschluss darauf aufmerksam,
dass es beabsichtigt, die Berufung der Klä-
ger zurückzuweisen. Gegen einen Verkäu-
fer, der die Genehmigung der für ihn
durch einen vollmachtlosen Vertreter
abgegebenen Willenserklärung verwei-
gert, besteht nur dann ein Schadenersatz-
anspruch, wenn die Nichterteilung auf
einer besonders schwerwiegenden Treue-
pflichtverletzung beruht. Denn grund-
sätzlich trägt jede Partei selbst das Risiko,

dass es trotz der Aufnahme von Verhand-
lungen und Aufwendungen nicht zu
einem Abschluss kommt. Eine Treue-
pflichtverletzung liegt allerdings nicht vor,
wenn die Erben die Genehmigung verwei-
gern, weil sie selbst das Grundstück nut-
zen möchten oder aber den Kaufpreis als
unangemessen zuniedrig ansehen. Sowar
es im vorliegenden Fall.
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WAS IST ZU TUN?

Stirbt der Vertragspartner, ist für die
Durchsetzung von etwaigen Ansprüchen
zunächst zu klären, ob es sich um Eigen-
verbindlichkeiten der Erben handelt,
für die diese persönlich haften, oder
um Nachlassverwaltungsverbindlichkei-
ten. Je nachdem ist der Erbe in Anspruch
zu nehmen oder der Nachlassverwalter.
Verweigern die Erben des Verkäufers
eines Grundstücks die Genehmigung des

Handelns eines vollmachtlosen Vertre-
ters, kommt es für die Frage, ob die ver-
weigerte Genehmigung eine schuldhafte
vorvertragliche Pflichtverletzung darstellt,
allein auf das Verhalten der Erben und die
diesem zugrunde liegenden Umstände
an. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Prof. Dr. Heiko Fuchs

von Kapellmann
Quelle: Kapellmann, Urheber: Jochen Rolfes

Baurecht. Einem Laien Baupläne
vorzulegen, bedeutet nicht, dass er mit
Abweichungen von anerkannten Regeln der
Technik einverstanden ist. Dazu ist er vorher
ausdrücklich über zu erwartende Folgen für
die Benutzbarkeit aufzuklären.

OLG Koblenz, Urteil vom 7. Juli 2022,
Az. 1 U 1473/20

Wer Pläne ändert, hat Laien auf
die Folgen hinzuweisen
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DER FALL

Der Erwerber einer neuen Eigentums-
wohnung nimmt den Bauträger wegen
Mängeln der Tiefgarage in Anspruch. Ins-
besondere beträgt die Rampenbreite in
Teilbereichen statt den in der Garagen-
verordnung vorgesehenen 2,75 m nur
2,51 m. Zudem sind die Stellplätze des
Erwerbers aufgrund von Stützen nur mit
sechs Fahrbewegungen und einem Dau-
erwarnton des Anstoß-Warnsystems er-
reichbar. Der Bauträger macht geltend, er

habe den Käufer vor Vertragsschluss über
diese Abweichungen und Funktionsbe-
einträchtigungen aufgeklärt und belehrt.
Der Erwerber bestreitet das. Zudem, so
der Bauträger, seien dem Bauträgerver-
trag aussagekräftige Pläne beigefügt gewe-
sen und damit vom Käufer akzeptiert
worden.
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DIE FOLGEN

Der Bauträger verliert. Die Tiefgarage ist
mangelhaft. Sie verstößt gegen die Gara-
genverordnung und ist zur vertraglich
vorgesehenen Verwendung ungeeignet.
EineVereinbarungmit demErwerber zum
jetzt gebauten Zustand kann der Bauträ-
ger nicht beweisen. Außerdem reichen die
vertragsgegenständlichen Pläne schon
mangels Aufklärung über die konkreten
Folgen dieser Planung nicht aus. Der
Bauträger wird verurteilt, die Mindest-
Rampenbreite gemäß Garagenverord-

nung herzustellen. Außerdem muss er
die Tiefgarage so umbauen, dass die
Stellplätze mit einem Auto mindestens
der oberen Mittelklasse beim Einparken
mit höchstens drei Fahrzeugbewegungen
und beim Ausparken mit maximal vier
Fahrzeugbewegungen befahrbar sind.
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WAS IST ZU TUN?

Solche Streitigkeiten möchte die Bundes-
regierung mit ihrem kürzlich vorgelegten
Entwurf eines Gebäudetyp-E-Gesetzes
eigentlich verhindern. Dies wird aber
nicht gelingen, da Wohnungserwerber
meist nicht fachkundig und daher auch
nicht von diesen Regelungen erfasst sind.
Vielmehr sind sie über die Abweichung
von den anerkannten Regeln der Technik
und die damit einhergehenden Nachteile
umfassend aufzuklären. Hierbei können

die jüngst vom Bundesbauministerium
veröffentlichten Leitlinien helfen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

ANZEIGE


